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Mit «Fairnessinitiative» könnten Renten um 30 Franken steigen  
Johannes Kaiser (FBP) und Manfred Kaufmann (VU) wollen für die Berechnung der AHV-Renten wieder in das alte System zurück.  

Zunächst wurde zu einer One-
Man-Show eingeladen, aber 
kurzfristig präsentierte gestern 
der Abgeordnete Johannes Kai-
ser (FBP) als Mitstreiter für sei-
nen politischen Vorstoss den 
VU-Fraktionssprecher Manfred 
Kaufmann. «Wir haben dieses 
Thema in den letzten Jahren 
beide bearbeitet und auch 
schon mehrfach im Landtag an-
gesprochen», so Kaiser. 

Die beiden Abgeordneten 
wollen für die Berechnung von 
AHV-Rentenanpassungen zum 
alten System zurück. Bis 2011 
wurden dafür die Konsumen-
tenpreis- und die Lohnentwick-
lung berücksichtigt – der soge-
nannte Mischindex. In der 
Schweiz wird dieses System bis 
heute angewendet. In Liechten-
stein kam man im Zuge der Sa-
nierung des Staatshaushalts da-
von ab. Seiter wird als Bemes-
sungsgrundlage nur noch der 
Konsumentenpreisindex be-
rücksichtigt. Dieser ist seit 2011 
aber kaum gestiegen und des-
halb gab es seither in Liechten-
stein auch keine Rentenanpas-
sung mehr. «Der Preisindex 
wird aufgrund eines Waren-
korbs ermittelt, der nicht auf 
Rentnerhaushalte zugeschnit-

ten ist. So sind etwa die Kran-
kenkassenprämien nicht be-
rücksichtigt, die einen grossen 
Ausgabenposten in einem 
Rentnerhaushalt darstellen», 
so Johannes Kaiser. Beide Ab-
geordneten sind der Meinung, 
dass es an der Zeit sei, den 
Rentnerinnen und Rentnern 
nach der Sanierung des Staats-
haushaltes etwas zurückzuge-
ben. Aus diesem Grund be-
zeichneten sie ihren Vorstoss 
zur Rückkehr zum Mischindex 
bei der AHV-Rentenanpassung 
als «Fairnessinitiative». «Es ist 
auch eine Wertschätzung ge-
genüber unserer älteren Gene-
ration», so Manfred Kaufmann. 

Überzeugt, dass AHV kein 
zusätzliches Geld braucht 
Der Landtag wird den Vorstoss 
der beiden Abgeordneten in  
der September-Session beraten. 
«Eine Mehrheit ist noch nicht 
gesichert», so Manfred Kauf-
mann. Es gäbe zwar in beiden 
Fraktionen der Regierungspar-
teien keine grundsätzliche Ab-
lehnung, doch einige Abgeord-
nete würden lieber zunächst die 
angekündigte Altersstrategie 
abwarten. Für Johannes Kaiser 
und Manfred Kaufmann ist dies 

jedoch in dieser Frage keine 
Option. «Es ist jetzt Zeit, etwas 
zurückzugeben», so Kaiser. Aus 
ihrer Sicht würde eine ausser-
ordentliche Rentenanpassung 
von rund 2,6 Prozent drinliegen, 
ohne dass der AHV-Fonds im 

Jahr 2040 auf unter fünf Jahres-
ausgaben fallen würde. Damit 
würde die AHV-Mindestrente 
um 30 Franken auf 1190 Fran-
ken und die Maximalrente um 
70 Franken auf 2390 Franken 
steigen. Diese Ansicht teilt die 

Regierung nicht. Im Bericht 
zum letzten versicherungstech-
nischen AHV-Gutachten hat 
die Regierung erklärt, dass, 
wenn man den geforderten 
Mischindex schon heute an-
wenden würde, die AHV-Ren-

ten um drei Prozent steigen 
würden: Die Minimalrente um 
35 Franken und die Maximal-
rente um 75 Franken. Damit 
würden aber die AHV-Reserven 
bis 2040 gemäss Regierung auf 
4,83 Jahresausgaben sinken. 
Dann müsste sich der Landtag 
entscheiden, ob er als Korrek-
turmassnahme den Staatsbei-
trag erhöht, die Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerbeiträge an-
passt oder eine Erhöhung des 
Rentenalters ins Auge fasst.  
   
Patrik Schädler

Wollen zurück zum Mischindex: Johannes Kaiser (FBP) und Manfred Kaufmann (VU). Bild: Tatjana Schnalzger

«Gibt nur eine einzige politische Antwort» 
Wie schafft es Liechtenstein, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern? An einem Vortragsabend wurden Wege diskutiert. 

Valeska Blank 
 
Liechtenstein kann den Bedarf 
an Arbeitskräften nicht mit In-
länderinnen und Inländern de-
cken. Das ist hinlänglich be-
kannt. Auch die Idee, dass mehr 
Frauen für eine Erwerbstätig-
keit motiviert werden sollten, 
ist nicht neu. Das Potenzial 
wäre gross: Laut einer Studie 
der Stiftung Zukunft.li könnten 
rund 680 Vollzeitstellen im 
Land besetzt werden, wenn die 
Liechtensteinerinnen in glei-
chem Ausmass erwerbstätig 
wären wie die Frauen in der 
Schweiz.   

Die Realität präsentiert sich 
aber anders: Ab einem Alter 
von 30 Jahren hängen Frauen in 
Liechtenstein den Job oft an 
den Nagel oder reduzieren ihr 
Pensum. Was die Frauener-
werbsquote anbelangt, schafft 
es Liechtenstein im europäi-
schen Vergleich nur ins hintere 
Mittelfeld. Die Schweiz und Ös-
terreich haben das Land längst 
abgehängt.  

Bezahlte Elternzeit und 
Vaterschaftsurlaub kommen 
Es ist naheliegend, warum dem 
so ist: Im Alter um die 30 be-
ginnt bei den meisten die Fami-
lienphase – und vor allem mit 
kleinen Kindern kann es sich 
schwierig gestalten, sich um die 
Familie zu kümmern und 
gleichzeitig berufstätig zu sein.  

Besonders im ersten Le-
bensjahr sei das Bedürfnis im 
Land gross, das Kind selbst zu 
betreuen, sagte Regierungsrat 
Manuel Frick an der gestrigen 
Veranstaltung «Familie und Be-
ruf» im SAL in Schaan. «Dies ist 

eines der Ziele, das im Regie-
rungsprogramm  für die Legis-
laturperiode von 2021 bis 2025 
aufgenommen wurde», so Frick, 
der selbst im September zum 
zweiten Mal Vater wird. Für die 
Umsetzung von neuen Mass-
nahmen wird sich die Regie-
rung unter anderem an der 
Work-Life-Balance-Richtlinie 
der EU orientieren. Diese 

schreibt etwa einen Vater-
schaftsurlaub von zwei Kalen-
derwochen vor. Zudem soll 
eine Vorlage zur Einführung ei-
ner bezahlten Elternzeit noch 
dieses Jahr präsentiert werden. 

Die Ministerin, die im Amt 
ein Kind bekam 
Bestens Bescheid über die He-
rausforderungen, die berufstä-

tige Eltern erleben, weiss die 
ehemalige deutsche Familien-
ministerin Kristina Schröder. 
Sie war die erste Ministerin, die 
während ihrer Amtszeit ein 
Kind bekam. Sie berichtete da-
von, wie sie erstmals Nein zum 
Posten in der Regierung gesagt 
hatte. «Mein Mann und ich  
hatten doch gerade erst  
die Hochzeitseinladungen ver-

schickt und planten eine Fami-
lie.» Bundeskanzlerin Angela 
Mer kel habe sie letztlich doch 
davon überzeugen können, die 
Stelle als Ministerin anzuneh-
men.  

Schröder machte in ihrem 
Vortrag aber keinen Hehl da-
raus, wie anstrengend ihre Zeit 
als junge Mutter und Regie-
rungsmitglied war. «Acht Wo-

chen nach der Geburt musste 
ich wieder einsteigen – ohne die 
Hilfe der Grosseltern wäre das 
nicht gegangen.» Sie plädierte 
dafür, wie wichtig es für Fami-
lien sei, selbst entscheiden zu 
können, wie sie leben wollen. 
«Wahlfreiheit ist die einzige po-
litische Antwort.» Die Rah-
menbedingungen dafür schaf-
fen müsse die Politik. 

«In Sachen Teilzeit würde 
ich mir mehr wünschen» 
Doch nicht nur die Politik ist ge-
fragt, dass die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf besser 
gefördert werden kann. Der 
Ball liegt gleichzeitig bei den 
Arbeitgebern. Diese Seite ver-
trat gestern Sabine Krauss, glo-
bale Personalchefin der Hilti-
Gruppe. Sie zeigte auf, welche 
Anstrengungen der Bautech-
nikkonzern unternimmt. Das 
hört nicht bei der betriebseige-
nen Kita auf – auch ein unbe-
zahlter Elternurlaub von vier 
Monaten ist beispielsweise 
möglich. Hinterher hinkt Hilti 
hingegen bei den Teilzeitstel-
len – in einem reduzierten Pen-
sum arbeiten gerade einmal  
11 Prozent des Personals an den 
Standorten Schaan, Nendeln 
und Buchs. «Da würde ich mir 
mehr wünschen», so Krauss. 
Einen Überblick, was Firmen 
ganz konkret für eine bessere 
Vereinbarkeit tun können, gab 
auch Michael Hermann. Er ist 
als Berater bei «Great Place to 
Work» tätig. Die Organisation 
unterstützt in der Schweiz und 
Liechtenstein jährlich mehr als 
150 Firmen und Institutionen 
bei der Weiterentwicklung ihrer 
Arbeitsplatzkultur.

Michael Hermann von «Great Place to Work», Sabine Krauss, globale Personalchefin der Hilti-Gruppe, Erbprinzessin Sophie, Erbprinz Alois, 
Kristina Schröder, ehemalige deutsche Familienministerin, und Regierungsrat Manuel Frick (v. l.). Bild: Tatjana Schnalzger


